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Korinek: Kein "Dammbruch" beim Lebensrecht in Österreich

VfGH-Präsident: Jüngste OGH-Entscheidungen zu behindert bzw.

ungewollt geborenen Kindern nicht so zu interpretieren, dass Leben als solches als "Schaden" gesehen wird =

Wien, 18.11.06 (KAP) Der Präsident der Verfassungsgerichtshofes (VfGH), Prof. Karl Korinek, sieht in den umstrittenen jüngsten Urteilen des Obersten Gerichtshofes (OGH) zur Frage der Unterhaltspflicht von Ärzten für behindert bzw. ungewollt geborene Kinder in Summe keinen "Dammbruch" beim Lebensrecht. Der OGH hatte im März ein richtungweisendes Urteil gefällt, wonach ein Gynäkologe, der eine werdende Mutter nicht ausreichend über erkennbare Anzeichen einer drohenden Behinderung aufklärt, grundsätzlich für den gesamten Unterhaltsaufwand - und nicht nur für den Mehraufwand - für das behinderte Kind haftet. Anfang Oktober erging ein Erkenntnis des Obersten Gerichtshofs (OHG), wonach ein Facharzt trotz eines missglückten Sterilisationseingriffs keinen Unterhalt für das "überraschenderweise" zur Welt gekommene Kind leisten muss.

Bei einer Podiumsdiskussion über "Recht und Unrecht" am Samstag in Wien deutete Korinek juristische Bedenken gegen das erstgenannte OGH-Urteil an. Als VfGH-Präsident wolle er die Entscheide eines anderen Oberstgerichtes aber nicht im Detail beurteilen. Der Entscheid vom Oktober macht nach den Worten Korineks allerdings klar, dass von der Rechtsprechung "das Leben als solches nicht als Schaden gesehen werden kann".

Der frühere Nationalratspräsident Prof. Heinrich Neisser (ÖVP) sagte dazu, die "Würde des Menschen" sollte bei allen obersgerichtlichen Urteilen als Kriterium einbezogen werden. Zwar sei der Begriff der Menschenwürde juristisch nicht eindeutig abgegrenzt, aber gerade die Debatte um eine EU-Verfassung habe gezeigt, dass es sinnvoll sei, die Würde des Menschen als "Basis für den gesamten Rechtskörper" zu verankern. In der deutschen Verfassung sei dies ausdrücklich festgeschrieben, der jetzigen österreichischen fehle ein solcher Passus.

Beide OGH-Urteile hatten nicht nur unter Fachleuten, sondern auch in der Öffentlichkeit heftige Debatten ausgelöst; von kirchlicher Seite kam scharfe Kritik. So hatte die "Aktion Leben" gefordert, das Einbringen von Schadenersatzklagen für die Existenz von Kindern - egal, ob gewollt oder ungewollt, gesund oder krank - sei prinzipiell bedenklich und müsse aufhören. Die gängige Rechtspraxis muss diesbezüglich neu geregelt werden.

Tendenzen einer Aushöhlung des Rechtsstaates

Generell wurden bei der Veranstaltung, zu der die Katholische Medienakademie geladen hatte, Tendenzen einer Aushöhlung des Rechtsstaates beklagt. Der Grazer Bischof Egon Kapellari stellte kritisch fest, dass die öffentliche und mediale Auseinandersetzung über Recht und Gesetz und deren Einhaltung zunehmend "in Populismus abgleitet". Das Bewusstsein dafür, was "recht" und "unrecht" ist, drohe dabei verloren zu gehen, so der stellvertretenden Vorsitzende der Bischofskonferenz.

Der frühere Nationalratspräsident Prof. Heinrich Neisser (ÖVP) sagte, der Rechtsstaat funktioniere in Österreich im Großen und Ganzen gut; dennoch gebe es einige bedenkliche Entwicklungen. Zum einen gebe es Tendenzen, alles und jedes gesetzlich regeln zu wollen; wenn der Bürger sich aber in der Flut von Gesetzen nicht mehr zurecht finde, schade dies der Achtung vor Recht und Gesetz. Eine weiteres Problem sei die zunehmende Instrumentalisierung des Rechts für politische Zwecke und politische Taktik. So schiebe etwa die Politik Entscheidungen, die sie selber nicht treffen wolle, an den Verfassungsgerichtshof weiter. Wenn dieser dann seinen Entscheid fällt, dann beklage sich die Politik aber über "politische" Urteile des VfGH. Außerdem übte Neisser Kritik an daran, dass die Politik nicht auf Mängel reagiere, die über die Volksanwaltschaft zu Tage treten, vor allem in der Sozialgesetzgebung.

Korinek hielt im Blick auf den Streit um die zweisprachigen Ortstafeln in Kärnten fest, man könne zum VfGH-Urteil zu dieser Causa selbstverständlich juristische wie politische Kritik äußern. Man könne in einem Rechtsstaat aber ein solches Urteil einfach ignorieren oder durch "Trickserei" zu umgehen versuchen. An die Journalisten appellierte der VfGH-Präsident, solche und andere Tendenzen einer Aushöhlung des Rechtsstaates klar zu benennen und die Bedeutung einer rechtsstaatlichen Ordnung deutlich zu machen.

Anlass der Diskussion war die Verleihung der Abschlusszertifikate an Absolventen der Katholischen Medienakademie. Militärbischof Christian Werner, in der Bischofskonferenz für die Medienakademie zuständig, überreichte die Zertifikate an 11 Absolventen und zwei Gasthörer.

Zwei wesentliche Pflichten eines Journalisten seien es, sich der Wahrheit verpflichtet zu wissen und "den Schwachen zu helfen", so Werner. (ende)
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